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 In diesem Jahr war sie mit besonderer Spannung erwar-
tet worden, die alljährliche Münchner Sicherheitskonferenz 
(MSC), schließlich stand diesmal der erste „Meinungsaus-
tausch“ mit der neuen US-Regierung unter Donald Trump 
auf dem Programm, die ja bislang – vorsichtig formuliert – 
die Ursache für einige transatlantische Irritationen war. Kein 
Wunder also, dass sich vom 17. bis 19. Februar 2017 auch 
diesmal wieder „25 Staats- und Regierungschefs“ und über 
„80 Außen- und Verteidigungsminister“ einfanden, wie die 
MSC-Webseite stolz verkündete. Und tatsächlich wird die 
Sicherheitskonferenz (SiKo) schon seit einigen Jahren in einer 
Rangliste der wichtigsten Denkfabrik-Konferenzen auf dem 
Spitzenplatz geführt.1 

Die Bedeutung der Konferenz rührt nicht zuletzt daher, dass 
sie stets eine Doppelfunktion innehatte: Auf der einen Seite 
werden dort Meinungsverschiedenheiten unter den globalen, 
vor allem aber auch transatlantischen Entscheidungsträgern 
erörtert und ggf. Lösungen angebahnt; andererseits dient die 
Tagung nicht zuletzt aber auch als Bühne, um dem breiteren 
Publikum die „Ergebnisse“ der Aushandlungsprozesse zu 
präsentieren – und damit natürlich um Zustimmung dafür zu 
werben.

Dieser Doppelcharakter war in diesem Jahr besonders augen-
fällig: Was das „transatlantische Binnenverhältnis“ anbelangt, 
wurden die jeweiligen Claims abgesteckt. Dabei lieferte US-
Vizepräsident Mike Pence zwar ein flammendes Bekenntnis 
zur NATO ab, machte aber gleichzeitig auch unmissverständ-
lich klar, dass diese Verbundenheit elementar von einer Steige-
rung des EUropäischen – und damit vor allem auch deutschen 
– Beitrags zu den Gesamtkosten für die Aufrechterhaltung 
der Weltordnung abhängig sei. Auf Seite der EU-Verbündeten 
wurden im Gegenzug die Aufwertung der Rolle im Bündnis 
und die Rücksichtnahme auf elementare EU-Interessen gefor-
dert. Hierfür hatte Konferenzleiter Wolfgang Ischinger schon 
im Vorfeld diverse No-go-Areas für die Trumpsche Außen- 
und Militärpolitik benannt. Sollte Washington sich aus diesen 
Gebieten nicht heraushalten, würde es ruppig werden, so die 
Botschaft. Gleichzeitig existiere aber ein massives Interesse 
am Erhalt des Bündnisses, weshalb im entscheidenden Punkt 
Entgegenkommen signalisiert wurde; nämlich eine – nochma-
lige – massive Erhöhung der Rüstungsausgaben in die Wege 
zu leiten.

„Wir haben verstanden“, titelte Verteidigungsministerin 
Ursula von der Leyen in einem Artikel kurz vor Tagungsbe-
ginn, um den USA zu versichern, dass die Aufrüstungsbot-
schaft des „Trump-Pence-Ultimatums“ angekommen sei.2 Da 
die Bevölkerung aber der anstehenden „Operation Aufrüstung“ 
(Bild3) reichlich skeptisch gegenübersteht, ging es bei der Kon-
ferenz vor allem auch darum, für Zustimmung zu werben, dass 
aufgrund der neuen US-Regierung nun militärisch am ganz 
großen Rad gedreht werden müsse – erfreulicherweise bislang 
vergeblich, wie erste Umfragen zeigen.

Kontingente Treueschwüre

Greifbar war eine gewisse Verunsicherung, wie scharf die 
neue US-Regierung mit den Verbündeten ins Gericht gehen 
würde. Insofern war auch eine gewisse Erleichterung spür-
bar, nachdem Vizepräsident Mike Pence als Vertreter der 
neuen Regierung in seiner Rede auf der Sicherheitskonfe-
renz ein klares Bekenntnis zur Nato abgab. „Heute versichere 
ich Ihnen im Namen von Präsident Trump: Die Vereinigten 
Staaten von Amerika stehen fest zur Nato und werden uner-
schütterlich unsere Verpflichtungen für unsere transatlantische 
Allianz erfüllen.“ Andererseits formulierte er aber eben auch 
die bekannte Forderung nach einem größeren finanziellen und 
militärischen Engagement der EU-Verbündeten: „Die Zeit ist 
gekommen, mehr zu tun.“4

Wie gesagt, die Botschaft war angekommen – Verteidigungs-
ministerin von der Leyen formulierte stellvertretend die Ant-
wort der EU-Verbündeten. Ja, man werde mehr Kosten und 
Verantwortung übernehmen, erwarte aber dafür „mehr Rele-
vanz“ – mithin also eine deutliche Aufwertung nicht zuletzt 
der deutschen Rolle im Bündnis: „Wir Deutsche haben ver-
standen, dass wir nach einer Periode, in der wir die Vorzüge 
einer Friedensdividende nutzen konnten, jetzt beharrlich 
investieren müssen in eine Sicherheitsrücklage. Wir beken-
nen uns zu mehr europäischer Relevanz – und damit auch zu 
einer fairer balancierten Transatlantischen Sicherheitspartner-
schaft.“5 Eine „faire Balance“ beruhe aber auf Gegenseitigkeit, 
so von der Leyen in ihrer SiKo-Rede: „Dies schließt Allein-
gänge aus – weder des Vorpreschens noch des sich Wegduc-
kens.“6 Zufrieden kommentierte die Tagesschau den Subtext 
der Rede: „Der Ton könnte über die Botschaft hinwegtäuschen, 
die von der Leyen an diesem Freitag quasi auch im Namen 
ihrer europäischen Kollegen verkündet. Es ist eine Botschaft 
voller Selbstbewusstsein und ganz sicher kein Kniefall vor den 
Amerikanern.“7

Bereits kurz vor Konferenzbeginn zog Tagungsleiter Wolf-
gang Ischinger konkrete „roten Linien“, die seitens der neuen 
US-Regierung zum Wohle der transatlantischen Freundschaft 
besser nicht überschritten werden sollten: „Dazu gehört auch, 
diejenigen unserer Kerninteressen klar zu kommunizieren, 
deren Verletzung eine transatlantische Großkrise provozieren 
würde. Wenn es tatsächlich zur neuen US-Regierungspolitik 
werden sollte, der EU als Gegner den baldigen Zerfall zu wün-
schen und Rechtspopulisten aktiv zu unterstützen, wäre das 
der GAU. Genauso wichtig ist, dass ein möglicher Deal zwi-
schen Russland und den USA nicht zu Lasten Europas geht. 
Hinsichtlich des Iran-Deals muss Washington wissen, dass wir 
nicht bereit wären, neue Sanktionen mitzutragen, falls die USA 
den Deal einseitig aufkündigen.“ Europa müsse gegenüber den 
USA „selbstbewusst auftreten“, sich dabei erst einmal „auf 
sich selbst konzentrieren“ und den „Weg zu einer handlungsfä-
higen Europäischen Verteidigungsunion“ einschlagen.8

Münchner Sicherheitskonferenz
„Operation Aufrüstung“ und Trans-
atlantische No-Go-Areas
von Jürgen Wagner
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„Europäisch wachsen“ – Ende der 
Selbstverzwergung!

Manchen Militärpolitikern scheint Donald Trump regelrecht 
als Geschenk des Himmels vorzukommen: Keine Forderung, 
militärisch-machtpolitisch endlich auf eigenen Füßen stehen 
und so im Konzert der Großmächte ganz vorne mitspielen 
zu können, kommt aktuell ohne Verweis auf den neuen US-
Präsidenten daher.9 Gerade für Deutschland müsse die „Selbst-
verzwergung“ ein Ende haben, wie die „Bundesakademie 
für Sicherheitspolitik“ (BAKS) kürzlich reichlich originell, 
aber politisch fatal einforderte.10 Kurz vor Konferenzbeginn 
bot auch Spiegel Online dem britischen Historiker Anthony 
Glees eine Bühne, um sich seinem Ärger über Deutschlands 
angeblich (zu) friedfertige Haltung so richtig Luft zu machen: 
„Deutschland muss eine muskulöse Demokratie werden. Es 
muss bei Weitem mehr Verantwortung für die physische Sicher-
heit Europas übernehmen, insbesondere in Osteuropa und im 
Mittelmeerraum. Bisher hat Deutschland vor allem in einer 
Hinsicht geführt: Bei der Missachtung von Europas Grenzen, 
indem es seine Türen für mehr als eine Million Flüchtlinge und 
Migranten geöffnet hat. […] Die pazifistische Ader der deut-
schen Politik ist ein Problem.“11 

Als klare Botschaft, dieses „Problem“ adressieren zu wollen, 
kann wohl die diesjährige Verleihung des Ewald-von-Kleist-
Preises gewertet werden. Als alljährliches Ärgernis ging die 
Auszeichnung für Menschen, die sich in besonderer Weise 
für Frieden und Konfliktbewältigung eingesetzt haben, früher 
bereits an so ausgewiesene Friedensengel wie Henry Kissin-
ger oder auch John McCain. Dieses Jahr war dann Joachim 
Gauck an der Reihe, der an derselben Stelle drei Jahre zuvor 
mit seiner Rede den Startschuss für die neue militärisch unter-
fütterte deutsche Weltmachtpolitik gab. Dabei konnte Gauck in 
seiner Dankesrede der Wahl Trumps durchaus Positives abge-
winnen, es gelte aber die sich nun bietende Militarisierungsge-
legenheit auch zu nutzen: „Allerdings erscheint mir, dass die 
augenblickliche Verunsicherung auch einen positiven Effekt 
haben könnte – nämlich dann, wenn Europa stärker als bisher 
darauf setzt, den eigenen Fähigkeiten zu vertrauen. […] Ein 
Europa, das angesichts von Kriegen in seiner Nähe […] unzu-
reichend gerüstet ist, mag ich mir gar nicht vorstellen! Als ich 
vor drei Jahren, es wurde bereits erwähnt, mit einer Rede die 
50. Sicherheitskonferenz eröffnet habe, war es mir ein Anlie-
gen zu fordern, dass sich Deutschland im Angesicht großer 
neuer Herausforderungen früher, entschiedener und substanzi-
eller engagiert. […] Auf dem Weg von einem Konsumenten 
zu einem Garanten internationaler Ordnung und Sicherheit 
ist Deutschland also bereits ein gutes Stück vorangekommen. 
Doch trotz aller Fortschritte kommt Deutschland gegenwärtig 
bei weitem noch nicht allen Verpflichtungen nach.“12

Dieser Anspruch wurde auch in den verschiedenen anderen 
SiKo-Reden erhoben. Es sei nun erforderlich, so Innenmini-
ster Thomas de Maizière, „dass Europa eben erwachsener und 
verantwortlicher werden muss“.13 Und Verteidigungsministe-
rin von der Leyen äußerte sich: „Aus deutscher Sicht wird 
unser gewohnter Reflex, - nämlich wenn es wirklich eng wird, 
vor allem auf die Tatkraft unserer amerikanischen Freunde zu 
bauen und selbst eher bescheidene Beiträge zu bringen, nicht 
mehr genügen. Ja, wir wissen, dass wir einen größeren, einen 
faireren Teil der Lasten für die gemeinsame Atlantische Sicher-
heit tragen müssen. Wir wollen wachsen – und wir wollen 
europäisch wachsen.“14

Für das „Wachstum“ einer Militärmacht EUropa wurden in 

den letzten Wochen und Monaten zahlreiche wesentliche Pro-
jekte auf die Schiene gesetzt, von denen zwei von besonderer 
Bedeutung sind. Unter dem Namen „Ankerländer-Konzept“ 
(früher: Rahmennations-Konzept) firmieren derzeit Initiativen 
zum Aufbau multinationaler Truppenverbände, wodurch offizi-
ell Ressourcen eingespart werden sollen. Hierbei werden Teile 
der Streitkräfte kleinerer Länder an die verschiedener Groß-
mächte „angedockt“ und damit faktisch unter deren Kontrolle 
gestellt.15 Weil dies den aus deutscher Sicht nutzbringenden 
Effekt hat, die eigene militärische Schlagkraft zu vergrößern, 
bezeichnete von der Leyen das „von Deutschland initiierte 
Rahmennationenkonzept“ kurz vor Konferenzbeginn als ein 
„kluges Instrument dafür […], dass wir in Europa Fähigkeits-
lücken haben, die kaum mehr eine europäische Mittelmacht 
allein füllen kann.“ Deutschland gehe „in vielen Bereichen als 
große Nation in die Vorhand und ermöglicht anderen Natio-
nen, mitzumachen.“16 Der zweite zentrale Bereich, in dem 
die „Militärmacht EUropa“ dabei ist, große „Fortschritte“ zu 
erzielen, stellt die Rüstungsfinanzierung auf EU-Ebene dar. 
Lange wurde dies völlig zu Recht als Verstoß gegen Artikel 
41(2) des EU-Vertrages gewertet, der es verbietet, „Maßnah-
men mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen“ 
aus dem EU-Budget zu finanzieren. Mit dem „Verteidigungs-
Aktionsplan“ legte die EU-Kommission aber nun Ende 2016 
einen konkreten Vorschlag zur Aufstellung eines Quasi-EU-
Haushalts zur Beschaffung von Rüstungsgütern im Umfang 
von 5 Mrd. Euro jährlich vor, der durch einen jährlichen 
EU-Rüstungsforschungshaushalt in Höhe von 500 Mio. Euro 
ergänzt werden soll.17

Die entscheidende Frage bei diesen (supra-)nationalen EU-
Rüstungsinitiativen ist, inwieweit sie als Ergänzung oder als 
Konkurrenz zu den USA gedacht sind. Hier machte Anfang 
Februar 2017 Jaroslaw Kaczynski, der Chef von Polens Regie-
rungspartei, mit einem Interview in der FAZ von sich Reden, 
in dem er sagte: „Eine Atom-Supermacht Europa würde ich 
begrüßen.“18 Obwohl schon zuvor der verteidigungspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Roderich Kiese-
wetter, betonte, es dürfe bei diesem Thema „keine Denkverbote 
geben“19 und auch bei Zeit Online eine „ernsthafte“ Debatte  
über eine EU-Nuklearbewaffnung eingefordert wurde20, stieß 
der Vorschlag doch mehrheitlich auf Ablehnung. Von den USA 
wurde umgehend signalisiert, das Vorhaben für eine Schnaps-
idee zu halten – mutmaßlich, weil Milliardenbeträge in diesen 
Bereich zu pumpen nur mit ernsthaften Abnabelungsabsichten 
erklärt werden können.21 

Mit genau diesem Argument, das hierdurch einem solchen 
Prozess der „Gegenmachtbildung“ zu den USA vorschnell und 
unbedacht Vorschub geleistet würde, mischte sich auch Wolf-
gang Ischinger kurz vor Tagungsbeginn in die Debatte ein. 
Stattdessen sei es im ureigensten Interesse, den USA trotz der 
Wahl Trumps die Stange zu halten. Ein enges Bündnis mit den 
USA sei weitgehend alternativlos und dürfe deshalb nur unter 
den alleräußersten Umständen ernsthaft in Frage gestellt oder 
gar aufgekündigt werden. Begründet wurde dies von Ischin-
ger folgendermaßen: „Erstens würden wir die vielen Millionen 
Amerikaner ignorieren, die eben nicht Donald Trump gewählt 
haben. […]  Zweitens ist es nicht so, dass überall auf der Welt 
Partner Schlange stünden, die mit Europa die liberale Weltord-
nung verteidigen wollten. Die EU mag sich mit China einig 
sein, dass eine neue Ära des Protektionismus schädlich wäre. 
Aber die darüber hinausgehenden Gemeinsamkeiten sind 
überschaubar. Langfristig wird die liberale Weltordnung nur 
Bestand haben, wenn sie von beiden Pfeilern der transatlanti-
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schen Partnerschaft gestützt wird. Drittens übersehen jene, die 
jetzt zu einer europäischen Gegenmachtbildung zu den USA 
aufrufen, dass diese Option in Wahrheit gar nicht besteht. Die 
Europäer können kurz- und mittelfristig nicht auf die US-ame-
rikanische Sicherheitsgarantie verzichten.“22

Da Ischinger und andere der transatlantischen Partnerschaft 
also weiterhin eine zentrale Bedeutung zuschreiben, sind sie 
auch bereit, (den Steuerzahler) immense Summen in ihre 
Pflege investieren zu lassen. 

Geldregen: Prioritäten setzen! 

Wie NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg in seiner 
Münchner-SiKo-Rede stolz verkündete, sei die Trendwende 
gelungen: Um 10 Mrd. Dollar oder knapp 4% seien die 
Rüstungsausgaben der Allianz 2016 gestiegen.23 Dies ist nicht 
zuletzt Deutschland geschuldet, wo dem leider relativ erfolg-
reich vermittelten Eindruck, die Bundeswehr habe einen histo-
rischen Finanzierungskahlschlag hinnehmen müssen, nicht 
vehement genug widersprochen werden kann. Im Jahr 1999 
belief sich der Rüstungshaushalt noch auf (umgerechnet) etwa 
24,30 Mrd. Euro. 2006 waren es dann 27,8 Mrd. Euro, um 
dann bis 2010 auf 31,1 Mrd. weiter anzuwachsen. Gemäß dem 
Sparbeschluss der Bundesregierung vom Juli 2010 hätte der 
Haushalt dann bis 2014 wieder auf 27,6 Mrd. Euro abgesenkt 
werden müssen. Doch der Beschluss wurde schnell wieder 
kassiert: 2014 waren es 32,5 Mrd. Euro, die in den Militär-
haushalt gepumpt wurden. Doch das war nichts, gegen die saf-
tigen Erhöhungen der folgenden beiden Jahre: „Deutschland 
hat seine Rüstungsausgaben im Jahre 2016 um mehr als zehn 
Prozent erhöht. […] Der Wehretat insgesamt vergrößerte sich 
demnach um 1,1 Milliarden Euro auf 35,1 Milliarden Euro. 
In diesem Jahr sollen die Ausgaben für die Bundeswehr sogar 
noch einmal erhöht werden: Der Haushalt 2017 sieht Investi-
tionen von 37 Milliarden Euro in die Armee vor, knapp zwei 
Milliarden mehr als im vergangenen Jahr.“24 

Allerdings ist damit wohl noch lange nicht das Ende der 
Fahnenstange erreicht – zumindest nicht, wenn die Ankün-
digungen auf der Münchner Sicherheitskonferenz tatsächlich 
umgesetzt werden. Dazu ist zunächst festzuhalten, dass es 
zwar den Tatsachen entspricht, dass sich die NATO-Staaten 
beim Gipfeltreffen in Wales im September 2014 darauf ver-
ständigt hatten, allesamt bis spätestens 2024 mindestens 2% 

des Bruttoinlandsprodukts (BIP) für ihr Militärbudget zu ver-
ausgaben. Strittig war (und ist eigentlich) aber, inwiefern es 
sich hier um eine Art Absichtserklärung oder um eine bindende 
Verpflichtung handelt. Die neue US-Regierung unter Donald 
Trump pocht nun darauf, es handele sich hier um eine Zusage, 
die einzuhalten sei, andernfalls würden als Konsequenz auch 
die USA ihr Engagement zurückfahren. Um sich die Dimen-
sion dieser Zahl zu vergegenwärtigen: Heute umgesetzt würde 
dies für die gesamte NATO eine Erhöhung der Militärhaushalte 
um ca. 100 Mrd. Dollar erfordern. Für Deutschland stellen sich 
die Zahlen als besonders krass dar: „Bei einem angenomme-
nen Wirtschaftswachstum von zwei Prozent pro Jahr müsste 
Deutschland im Jahr 2024 mehr als 75 Milliarden Euro für 
Verteidigung ausgeben, um das Ziel zu erreichen. Dies würde 
einer jährlichen Steigerung der Ausgaben um fast zehn Prozent 
entsprechen.“25

Da es sich augenscheinlich um immense Summen handelt, 
wurde die „Operation Aufrüstung“ propagandistisch schon kurz 
vor Beginn der Sicherheitskonferenz auf den Weg gebracht, als 
in den Massenmedien nahezu jeder abgedruckt wurde, wenn er 
nur laut genug nach einer Erhöhung des Rüstungsetats rief.26 
Auf der Sicherheitskonferenz selber legte Verteidigungsmini-
sterin von der Leyen ein klares Bekenntnis zu einer verpflich-
tenden Einhaltung der Wales-Vorgabe ab: „Das NATO-Ziel, 
2% des BIP für Verteidigungszwecke auszugeben, verlangt 
langen Atem. Von uns – wie von vielen anderen Verbündeten 
auch. Wir alle haben uns 2014 in Wales verpflichtet, innerhalb 
von 10 Jahren die 2% zu erreichen. Dazu stehen wir und wir 
haben mit der Umsetzung bereits begonnen.“27 

Auch Bundeskanzlerin Angela Merkel betonte auf der Kon-
ferenz: „Ich möchte hier keinen Bogen um dieses Thema 
machen. Deutschland hat sich wie alle anderen Staaten auf 
der NATO-Konferenz in Wales verpflichtet – das war 2014 
–, binnen zehn Jahren das Zwei-Prozent-Ziel zu erreichen. 
Ich darf hier genauso wie die Verteidigungsministerin sagen: 
Wir werden alle Anstrengungen unternehmen, wir fühlen uns 
diesem Ziel verpflichtet.“28 Weil eine Erhöhung um über 35 
Mrd. Euro womöglich doch eine zu große Menge Holz sein 
könnte, mahnte Merkel allerdings auch an, sich nicht in eine 
allzu „kleinliche Diskussion“ um die Höhe der Militärausga-
ben zu verstricken. Was sich zunächst womöglich wie eine 
deutliche Relativierung der US-Forderungen anhören könnte, 
entpuppte sich dann jedoch schnell als ein Plädoyer, jährlich 

Kanzlerin Angela Merkel bei ihrer Rede auf der Sicherheitskonferenz. Quelle: MSC/Kuhlmann
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bis an die üppig angesetzte Schmerzgrenze zu gehen: „Merkel 
schränkte allerdings ein, Deutschland könne seinen Verteidi-
gungsetat nicht um mehr als acht Prozent im Jahr steigern. 
‚Mehr können sie faktisch nicht machen‘, sagte die Kanzlerin. 
Das heißt, dass das Nato-Ziel vermutlich nicht erreicht wird.“29

Hochgerechnet würden die 2%-BIP bei einer regelmäßigen 
Etatsteigerung um 8% zwar tatsächlich wohl verfehlt werden 
– sie würde aber dennoch einen Aufwuchs des Rüstungshaus-
haltes von gegenwärtig 37 Mrd. auf 63,4 Mrd. Euro im Jahr 
2024 bedeuten!30

Die Unsummen, die im Zuge dieser Aufrüstungsdebatte durch 
die Gegend geisterten, hatten wohl vor allem den Zweck, die 
– immer noch recht happigen – Erhöhungen, die im Anschluss 
dann auf den Weg gebracht wurden, als vergleichsweise mode-
rat erscheinen zu lassen. So veröffentlichte das Finanzministe-
rium Mitte März 2017 die „Eckwerte“ mit der mittelfristigen 
Finanzplanung bis 2021. Ihnen zufolge soll der Militäretat 
2018 auf 38,45 Mrd. Euro, 2019 auf 39,643, 2020 auf 40,910 
und dann 2021 auf 42,297 Mrd. Euro steigen.31

Geht es jedenfalls nach Finanzminister Wolfgang Schäuble, 
so ist offensichtlich mehr als genug Geld und Bereitschaft vor-
handen, den Militäretat aufzupäppeln – alles nur eine Frage 
der Prioritäten. Im Bericht aus Berlin gab er an: „Wir haben es 
in den letzten Jahren auch geschafft. Schauen Sie, wir haben 
in den letzten zwei Jahren jährlich etwa bis zu 20 Milliarden 
Euro für Integration, für Fluchtursachen-Bekämpfung, für 
Migrationssteuerung gemacht. […] Kontinuierlich den Vertei-
digungshaushalt erhöhen – geht. Man kann sich nicht alles lei-
sten, aber wenn man die Prioritäten richtig setzt, ist es möglich. 
Den Spielraum dazu haben wir.“32 Schäubles Staatssekretär 
Jens Spahn wusste ebenfalls mit einem Vorschlag aufzuwarten, 
woher das Geld für erhöhte Rüstungsausgaben kommen soll: 
„Etwas weniger die Sozialleistungen erhöhen in dem einen 
oder anderen Jahr – und mal etwas mehr auf Verteidigungsaus-
gaben schauen.“33

Danke, Trump!

Der Verweis auf den neuen US-Präsident Donald Trump dient 
derzeit als eine Art Totschlagargument, weshalb eine Aufrü-
stungsoffensive unabdingbar sei. Manche scheinen deshalb der 

neuen Konstellation durchaus 
etwas abgewinnen zu können, 
wenn etwa die Welt titelt 
„Trump zwingt Europäer zu 
überfälliger Nachrüstung“: „Es 
ist die Aufgabe dieser und der 
nächsten Bundesregierung, die 
Ausgaben nicht nur zu erhöhen, 
sondern auch dafür zu sorgen, 
dass das Geld effizient inve-
stiert werden kann. Im Fall der 
Bundeswehr geht es nach einem 
Vierteljahrhundert der systema-
tischen Demilitarisierung übri-
gens nicht um ein Auf-, sondern 
um ein Nachrüsten. Die deut-
schen Streitkräfte sind in einem 
beklagenswerten Zustand, mate-
riell wie personell. So gesehen 
kann die Bundeswehr Trump 
dankbar sein: Der Präsident hält 
den Druck im Kessel hoch.“34

Zwar stimmt an dem Bild von der chronisch unterfinanzierten 
Bundeswehr kein Strich, massive Investitionen allerdings unter 
Verweis auf Donald Trump zu fordern, hat gerade Konjunktur. 
Umso erfreulicher ist es, dass der Großteil der Bevölkerung 
der Aufrüstungsrhetorik bislang noch nicht auf den Leim geht. 
So berichtete die Welt einige Zeit vor Beginn der Sicherheits-
konferenz: „Nur 32 Prozent der Befragten sprachen sich in 
einer Reuters vorliegenden Umfrage für die Zeitschrift ‚Inter-
nationale Politik‘ dafür aus, der Bundeswehr mehr Geld zu 
geben.“35 Interessanterweise fiel eine noch aktuellere Umfrage 
unmittelbar nach der Sicherheitskonferenz noch deutlicher 
aus: „In einer repräsentativen N24-Emnid-Umfrage sprechen 
sich nur 25 Prozent der Befragten dafür aus, den deutschen 
Rüstungsetat auf Wunsch der USA zu erhöhen. 20 Prozent 
der Deutschen befürworten ein stärkeres militärisches Enga-
gement der Bundeswehr. Die Mehrheit der Befragten will mit 
60 Prozent weder höhere Rüstungsausgaben noch ein stärkeres 
militärisches Engagement Deutschlands.“36 

Dies ist eine gute Grundlage für die anstehenden Debatten. 
Es steht zu hoffen, dass es gelang, mit den Protesten gegen die 
Sicherheitskonferenz, an denen erneut Tausende teilnahmen, 
noch mehr Menschen von dem Un- und Wahnsinn zu überzeu-
gen, der die „Operation Aufrüstung“ antreibt.
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